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1 AZR 591/82 
5 Sa 2/82 Hamburg

Verkündet am 
25. Oktober 1983

Stöcker, 
Amtsinspektorin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

PP •

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 25. Oktober 1983 durch den Rich­
ter Dr. Seidensticker als Vorsitzenden,' die Richter Matthes 
und Dr. Jobs sowie die ehrenamtlichen Richter Kehrmann und 
Dr. Gentz für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Hamburg vom 14.
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2

Juni 1982 - 5 Sa 2/82 - wird zurückgewiesen. 
Der Kläger trägt die Kosten der Revision.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T atbestand:

1. Die Beklagte ist ein Unternehmen der Zigarettenindustrie 
mit Sitz in Bremen. Sie unterhielt in Hamburg die Verwaltung 
der Abteilungen Marketing, Marktforschung, Vertrieb-Zigaret­
te und Verkaufsförderung und beschäftigte hier zuletzt 156 
Arbeitnehmer.

Im April 1980 entschloß sich die Beklagte, u.a. ihre 
Verwaltungsabteilungen von Hamburg nach Bremen zu verlegen. 
Über die damit im Zusammenhang stehenden Maßnahmen schloß 
sie am 11. Juni 1980 mit dem Gesamtbetriebsrat einen Interes­
senausgleich und vereinbarte mit diesem am 29. Juli 1980 
einen Sozialplan. Der Interessenausgleich und der Sozialplan 
haben - soweit hier von Bedeutung - folgenden Wortlaut:

Interessenausgleich

wird gemäß § 112 BetrVG nachfolgendes vereinbart:

Über die ... Verlegung der Verwaltung Hamburg nach Bre­
men ... wurde ... dahingehend Einverständnis erzielt, 
daß keine Einwendungen zu den Maßnahmen - einschließlich 
der personellen - erhoben werden, soweit ein Nachteils­
ausgleich für die betroffenen Mitarbeiter, insbesonde­
re soweit sie ihren Arbeitsplatz verlieren, erfolgt.
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7. Beendigung des Arbeitsverhältnisses

7.5 Ausscheidende Mitarbeiter erhalten nachfolgende
Abfindung: ....

Diese Abfindung erhalten Mitarbeiter, deren Arbeits­
verhältnis allein wegen der Maßnahmen firmenseitig 
gekündigt oder einvernehmlich aufgehoben wird, 
sofern sie entweder einen anderen zumutbaren Ar­
beitsplatz gemäß Ziffer 2.6 und 3.2 nicht angebo- 
ten erhielten.

Ein angebotener Arbeitsplatz gilt mit Zustimmung 
des Betriebsrats als zumutbar, wenn die Voraus­
setzungen erfüllt sind:

ein der Vorbildung und Berufserfahrung 
entsprechendes Aufgabengebiet und

keine niedrigere tarifliche Eingruppie­
rung vorliegt.

7.6 Sofern ein Mitarbeiter ein zumutbares Angebot aus­
schlägt und hierdurch das Arbeitsverhältnis durch 
B gekündigt werden muß, wird eine Über­
gangszahlung gemäß § 13 Manteltarifvertrag der 
Cigarettenindustrie vom 1. Januar 1976 gezahlt, 
mindestens DM 5.000,-- brutto.

In allen anderen Fällen wird keine Abfindung ge­
zahlt.

2. Der im Jahre 1980 37 Jahre alte Kläger war seit dem
1. Januar 1969 bei der Beklagten beschäftigt. Aufgrund eines 
schriftlichen Vertrages vom 19./27. Januar 1977 war er seit 
dem 1. Januar 1977 Sachbearbeiter in der Handelspromotion 
und zuletzt Produktmanager. Sein Monatsgehalt betrug zuletzt 
6.300,-- DM. In seinem Arbeitsvertrag heißt es unter § 1.3:

Eine notwendige Versetzung innerhalb des 
Unternehmens soll unter angemessener Be­
achtung des Alters und der bisherigen Tä­
tigkeit erfolgen.
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Und unter § 10.2:
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Wird dieser Vertrag aus Gründen gelöst, 
die nicht in Ihrer Person liegen, wird 
eine Abfindungssumme mit folgender Staf­
fel gezahlt:

Je vollendetes Jahr der Zugehörigkeit zu 
B ein Monatsgehalt nach 2.1.

Am 3. September 1980 bot die Beklagte dem Kläger den 
gleichen Arbeitsplatz als Produktmanager in Bremen an. Die­
ses Versetzungsangebot lehnte der Kläger in einem ausführ­
lich begründeten Schreiben vom 12. November 1980 ab. Er mach­
te geltend, er sei seit 1977 verheiratet, habe 1979 ein Ein­
familienhaus gebaut und dieses in der Folgezeit durch Inve­
stitionen erweitert, insbesondere Praxisräume für seine Ehe­
frau eingerichtet, die in Hamburg studiert und sich später 
als Logopädin selbständig gemacht habe. Er habe ein Kind 
im ersten Lebensjahr, sein Freundeskreis und seine Verwandt­
schaft befänden sich in Hamburg. Diese Gründe machten einen 
Umzug unmöglich.

Die Beklagte kündigte daraufhin dem Kläger am 16. Dezem­
ber 1980 zum 31. Dezember 1981 und wies darauf hin, daß die 
an ihn zu zahlende Abfindung nach Ziff. 7.6 des Sozialpla­
nes und § 13 MTV 48.000,-- DM betragen werde.

Der Kläger hat am 8. Januar 1981 zunächst Kündigungs­
schutzklage erhoben und weiter beantragt festzustellen, daß 
er nicht verpflichtet sei, in Bremen zu arbeiten. Diesen 
Feststellungsantrag hat das Arbeitsgericht durch rechtskräf­
tiges Teilurteil vom 26. Mai 1981 abgewiesen. Am 18. September 
1981 hat der Kläger die Kündigungsschutzklage zurückgenom­
men und die Zahlung der Differenz zwischen der gezahlten 
Abfindung und der nach dem Arbeitsvertrag zu zahlenden Ab­
findung in Höhe von unstreitig 31.500,-- DM verlangt. Er
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hat beantragt,

-  6 -

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 
31.500,-- DM nebst 4 % Zinsen seit 
dem 1. Januar 1982 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuvi/eisen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Im Termin 
zur mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht hat der 
Kläger den Klageanspruch erstmals auch auf Ziff. 7.5 des 
Sozialplanes gestützt, ohne dazu näheres vorzutragen. Die 
Differenz zwischen der gezahlten Abfindung und der Abfindung 
nach Ziff. 7.5 des Sozialplanes beträgt 27.405,-- DM. Das 
Landesarbeitsgericht hat die Berufung des Klägers zurückge­
wiesen. Mit der zugelassenen Revision verfolgt der Kläger 
seinen Klageanspruch weiter, während die Beklagte um Zurück­
weisung der Revision bittet.

Entscheidunqsqründe;

Die Revision ist nicht begründet. Dem Kläger steht eine 
höhere Abfindung als die nach Ziff. 7.6 des Sozialplanes 
nicht zu.

I. Der Kläger kann die in § 10 seines Arbeitsvertrages 
vereinbarte - höhere - Abfindung nicht verlangen.

1. Nach der Regelung im Arbeitsvertrag erhält der Arbeitneh­
mer eine Abfindung, wenn der Arbeitsvertrag aus Gründen ge­
löst wird, die nicht in der Person des Mitarbeiters liegen.
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Im vorliegenden Fall ist das ArbeitsVerhältnis gelöst 
worden, weil die Beklagte den Kläger in Hamburg nicht mehr 
beschäftigen konnte und dieser es abgelehnt hat, das Arbeitsver­
hältnis auf einem zumutbaren Arbeitsplatz in Bremen fort­
zusetzen. Das bedeutet nicht, daß damit das Arbeitsverhältnis 
letztlich aus Gründen gelöst worden ist, die in der Sphäre 
der Beklagten liegen. Die Schließung der Verwaltung in Hamburg 
hätte nach dem Vertrag zur Beendigung des Arbeitsverhältnis- 
ses nicht führen müssen und nicht geführt. Die Beklagte wäre 
vielmehr - von der Regelung im Sozialplan abgesehen - nach 
§ 1.3 des Arbeitsvertrages berechtigt gewesen, den Kläger 
nach Bremen zu versetzen. Das Landesarbeitsgericht hat die­
se Vertragsbestimmung dahin verstanden, daß die Beklagte 
sich ein vertragliches Versetzungsrecht des Inhalts Vorbehalten 
hat, daß der Kläger auch an einen anderen Arbeitsort versetzt 
werden konnte. Diese Auslegung ist aus Rechtsgründen nicht 
zu beanstanden. Sie folgt, wie das Landesarbeitsgericht zu­
treffend ausführt, gerade daraus, daß im Arbeitsvertrag von 
notwendigen Versetzungen "innerhalb des Unternehmens" die 
Rede ist. Mit der Schließung der Verwaltung in Hamburg wur­
de eine Versetzung des Klägers notwendig. Daß bei dieser 
seine bisherige Tätigkeit angemessen beachtet wurde, folgt 
schon daraus, daß dem Kläger - wie dargelegt - ein zumutba­
rer Arbeitsplatz in Bremen angeboten wurde, der seiner Vorbil­
dung und Berufserfahrung entsprach und ein seiner bisherigen 
Tätigkeit entsprechendes Aufgabengebiet vorsah. Auch mit 
Rücksicht auf das Alter des Klägers war die Beklagte nach 
dem Arbeitsvertrag nicht gehindert, den Kläger von Hamburg 
nach Bremen zu versetzen. Im Alter von 37 Jahren war dem 
Kläger ein Ortswechsel ohne weiteres zuzumuten.

War die Beklagte damit nach dem Arbeitsvertrag berech­
tigt, den Kläger wegen der Schließung der Verwaltung in Ham­
burg nach Bremen zu versetzen und hatte sie für diesen in
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Bremen eine angemessene Tätigkeit, so bedingte die Schließung 
der Verwaltung in Hamburg nicht die Lösung des Arbeitsver- 
hältnisses. Die Beklagte hätte den Kläger nach Bremen verset­
zen und ihm, falls er der Versetzung nicht nachkam, kündigen 
können, ohne überhaupt zur Zahlung einer Abfindung verpflich­
tet zu sein. Dafür, daß das vertraglich vereinbarte Verset­
zungsrecht der Beklagten nicht für den Fall einer Betriebs­
schließung in Hamburg gelten sollte, ist nichts ersichtlich.

2. Wenn die Beklagte von diesem Versetzungsrecht keinen 
Gebrauch machte, dem Kläger vielmehr die Freiheit ließ, den 
angebotenen zumutbaren Arbeitsplatz in Bremen auszuschla­
gen und zu den Bedingungen des Sozialplanes auszuscheiden, 
so beruht dies allein darauf, daß sich die Beklagte verpflich­
tet hatte, die Betriebsänderung nur nach dem Interessenaus­
gleich und dem Sozialplan durchzuführen und insbesondere 
keine Kündigung unter Außerachtlassung des Sozialplanes auszu­
sprechen. Sinn dieser Regelung war gerade u.a., auch diejeni­
gen Mitarbeiter in den Genuß der Leistungen des Sozialpla­
nes kommen zu lassen, die aufgrund ihres Arbeitsvertrages 
sich eine Versetzung nach Bremen hätten gefallen lassen müs­
sen und bei einer Ablehnung der Versetzung ihren Arbeitsplatz 
ohne Entschädigung verloren hätten.

Ziff. 4.1 des Sozialplanes ließ einzelvertragliche 
Vereinbarungen unberührt, änderte diese aber auch nicht.
Die Verpflichtung der Beklagten, den Kläger nicht zu versetzen, 
sondern ihm die Wahl zu lassen, einen zumutbaren Arbeits­
platz in Bremen anzunehmen oder auszuscheiden, war daher 
nicht geeignet, § 10 des Arbeitsvertrages dahin zu ändern, 
daß der Kläger die Abfindung aus seinem -Vertrag auch dann 
erhalten soll, wenn er von diesem Wahlrecht Gebrauch machte 
und sich für die Lösung des Arbeitsverhältnisses entschied.
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Einem solchen Verständnis der Regelung in Ziff. 4.1 
des Sozialplanes kann auch nicht entgegengehalten werden, 
daß damit die Regelung praktisch bedeutungslos wäre. Sie 
behielt vielmehr Bedeutung für die Fälle, in denen die Beklag­
te den Arbeitnehmern einen zumutbaren Arbeitsplatz in Bremen 
nicht anbieten konnte oder in denen nach dem Arbeitsvertrag 
eine Versetzung nach Bremen auch auf einen zumutbaren Arbeits­
platz aus Altersgründen vertraglich ausgeschlossen war. In 
einem solchen Falle hätte das Arbeitsverhältnis wegen der 
Betriebsstillegung gelöst werden müssen, und der Anspruch 
auf die vertragliche Abfindung wäre entstanden und unter 
Umständen höher gewesen als die Abfindung aus dem Sozial­
plan .

Im vorliegenden Falle machte die Schließung der Verwal­
tung in Hamburg die Lösung des ArbeitsVerhältnisses nicht 
erforderlich. Wenn es doch dazu kam, so beruht dies allein 
darauf, daß der Kläger die Aufnahme einer zumutbaren Arbeit 
in Bremen abgelehnt hat.

II. Auch die in Ziff. 7.5 des Sozialplanes geregelte Abfin­
dung kann der Kläger nicht verlangen.

1. Die Abfindung nach Ziff. 7.5 des Sozialplanes erhalten 
Mitarbeiter, wenn deren Arbeitsverhältnis allein wegen der 
Maßnahme firmenseitig gekündigt oder einvernehmlich aufgehoben 
wird, sofern sie "entweder einen anderen zumutbaren Arbeitsplatz 
gemäß Ziff. 2.6 und 3.2 nicht angeboten erhielten". Diese 
Bestimmung ist sprachlich verfehlt, insbesondere hat das 
Wort "entweder" keine Bedeutung. Gemeint ist, "sofern ihnen 
kein anderer zumutbarer Arbeitsplatz . . . angeboten worden 
ist". Arbeitnehmer, denen ein zumutbarer, Arbeitsplatz angebo­
ten wurde, die dieses zumutbare Angebot jedoch ausgeschlagen 
haben und denen deswegen gekündigt wurde, erhalten nach Ziff. 7.6
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des Sozialplanes nur eine Übergangszahlung gemäß § 13 MTV.
Der Sinn dieser Regelung liegt auf der Hand. Nur diejenigen 
Arbeitnehmer, die auf jeden Fall ausscheiden müssen, weil 
für sie ein zumutbarer anderer Arbeitsplatz nicht gegeben 
ist, sollen die höhere Abfindung erhalten. Arbeitnehmer, 
deren Arbeitsverhältnis bei Annahme eines anderen zumutbaren 
Arbeitsplatzes hätte fortgesetzt werden können, sollen hin­
gegen nur eine geringere Abfindung erhalten, weil die Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses nicht ausschließlich auf die 
Maßnahme, sondern auch darauf zurückzu führen ist, daß sie 
einen angebotenen zumutbaren Arbeitsplatz ausgeschlagen haben.

2. Die Beklagte hat dem Kläger in Bremen den gleichen Ar­
beitsplatz angeboten, den er auch in Hamburg innegehabt hat. 
Auch das bisherige AT-Gehalt sollte unverändert bleiben.
Damit wurde dem Kläger ein zumutbarer Arbeitsplatz im Sinne 
von Ziff. 7.5 des Sozialplanes angeboten.

3. Wenn der Kläger erstmals in der Revisionsinstanz geltend 
gemacht hat, der Betriebsrat habe diesem Versetzungsangebot 
nicht zugestimmt und schon deswegen sei der in Bremen angebo­
tene Arbeitsplatz unzumutbar, so kann er mit diesem neuen 
Tatsachenvorbringen in der Revisionsinstanz nicht gehört 
werden.

Im übrigen liegt die Zustimmung des Betriebsrates zum 
Versetzungsangebot an den Kläger vor. Nachdem es zwischen 
der Beklagten und ihrem Hamburger Betriebsrat hinsichtlich 
der Versetzungsangebote zu einem Beschlußverfahren gekommen 
war, haben sich die Beklagte und der Betriebsrat am 16. Okto­
ber 1980 geeinigt, daß die noch offenen Fälle vom Betriebsrat 
zusammengestellt und in einer gemeinsamen Besprechung behan­
delt werden sollten. Die Zusammenstellung der noch offenen 
Fälle vom 22. Oktober 1980 enthält den Namen des Klägers
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nicht. Daraus folgt, daß der Betriebsrat dem Versetzungsan­
gebot des Klägers bereits zuvor zugestimmt hatte, zumal an­
gesichts des Umstandes, daß dem Kläger die gleiche Tätigkeit 
bei gleichem Gehalt angeboten u/urde, nicht ersichtlich ist, 
warum der Betriebsrat seine Zustimmung hätte verweigern sol­
len .

4. Das dem Kläger gemachte Arbeitsplatzangebot ist auch 
nicht deswegen unzumutbar, weil es eine sechsmonatige Probe- 
bzw. Anlernzeit vorsieht.

Ziff. 7.5 des Sozialplanes umschreibt abschließend, 
wann ein Arbeitsplatzangebot unzumutbar im Sinne dieser Be­
stimmung ist oder nicht. Der Hinweis im Arbeitsplatzangebot 
auf die in Ziff. 5.13 des Sozialplanes vereinbarte Regelung 
ist damit schon deswegen nicht geeignet, das Arbeitsplatz­
angebot unzumutbar zu machen.

Davon abgesehen ist auch nicht ersichtlich, warum der 
Vorbehalt einer Probezeit mit dem in Ziff. 5.13 des Sozial­
planes vereinbarten Inhalt es dem Kläger unzumutbar machen 
soll, den in Bremen angebotenen Arbeitsplatz anzunehmen.
Die Regelung dient dem wohlverstandenen Interesse sowohl 
der Beklagten als der von der Maßnahme betroffenen Arbeitneh­
mer. Sie hält der Beklagten und allen versetzten Arbeitnehmern 
die Möglichkeit offen, eine endgültige Entscheidung darüber, 
ob das Arbeitsverhältnis auf dem neuen Arbeitsplatz fortgesetzt 
werden soll oder nicht, erst dann zu treffen, wenn hinsicht­
lich der Arbeit auf dem neuen Arbeitsplatz und der damit 
verbundenen Umstände nähere Erfahrungen vorliegen. Kommt 
der Arbeitgeber zu dem Ergebnis, daß es - gleich aus wel­
chen Gründen - nicht sinnvoll ist, das Arbeitsverhältnis 
fortzusetzen, kann er von seinem Versetzungsangebot zurücktre­
ten. In diesem Fall ist es so anzusehen, als w,äre dem Mitarbei-
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ter nie ein anderer Arbeitsplatz angeboten worden. Der Mitar­
beiter kann dann die für diesen Fall in Ziff. 7.5 vorgesehe­
ne Abfindung beanspruchen. In gleicher Weise kann der Mitarbei­
ter, der das Arbeitsverhältnis auf dem neuen Arbeitsplatz 
nicht fortsetzen will, das Angebot doch noch ablehnen und 
zu den Bedingungen des Sozialplanes ausscheiden. Das bedeutet, 
daß er die Abfindung nach Ziff. 7.5 des Sozialplanes verlan­
gen kann, wenn der angebotene Arbeitsplatz unzumutbar war, 
und daß er die niedrigere Abfindung nach Ziff. 7.6 des Sozial­
planes erhält, wenn er das Arbeitsverhältnis nicht fortset­
zen will, obwohl der angebotene Arbeitsplatz zumutbar war.
Wenn der Kläger meint, der Vorbehalt einer Probe- bzw. An­
lernzeit gebe der Beklagten die Möglichkeit, das Arbeits­
verhältnis wegen - möglicherweise angeblicher - Ungeeignet­
heit für die Arbeit am neuen Arbeitsplatz zu lösen und sich 
so der Verpflichtung zur Zahlung einer Abfindung zu entziehen, 
so ist ein solches Verständnis der Regelung nicht gerecht­
fertigt und wird auch durch die Formulierung im Angebot der 
Beklagten vom 3. September 1980 nicht nahegelegt. Gegen ein 
solches Verständnis spricht schon, daß die Regelung der Ziff. 
5.13 des Sozialplanes ausdrücklich nur dann nicht gilt, wenn 
Gründe vorliegen, die zu einer fristlosen Kündigung berechti­
gen. Selbst bei Leistungsmängeln, die eine ordentliche Kündi­
gung rechtfertigen würden, kann daher die Beklagte innerhalb 
der Probezeit nur vom Versetzungsangebot zurücktreten, nicht 
aber deswegen kündigen.

Die mit dieser Regelung verbundene Unsicherheit darüber, 
ob das Arbeitsverhältnis auf dem neuen Arbeitsplatz auf Dau­
er fortgesetzt wird, macht das Angebot gleichfalls nicht 
unzumutbar. Der Arbeitnehmer ist nach den Regelungen in Ziff.
5 des Sozialplanes nicht verpflichtet, vor Ablauf der Probezeit 
umzuziehen. Er erhält bis zum Umzug nach Ziff. 5.7 des Sozial­
planes die Fahrtkosten für den Weg zur neuen Arbeitsstelle 
erstattet.
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Die Beklagte hat dem Kläger damit einen zumutbaren Ar­
beitsplatz in Bremen angeboten. Der Kläger hat diesen ausge­
schlagen. Er kann daher nicht die höhere Abfindung nach Ziff. 
7.5 des Sozialplanes verlangen.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 ZPO.

Dr. Seidensticker Dr. Jobs Matthes

Kehrmann Dr. Gentz
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